Satzung'
Uber die Entsorgung des Inhaltes von Grundstiicksentwasserungsanlagen
(Kleinklaranlagen, abflusslose Gruben) in der Stadt Lichtenau vom 18.05.2017

Aufgrund der 88 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666),
zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in
der jeweils geltenden Fassung,

- der 88 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBI. | 2009, S. 2585 ff.), zuletzt ge&ndert
durch Gesetz vom 04.08.2016 (BGBI. | 2016, S. 1972), in der jeweils geltenden
Fassung,

- der 88 43 ff., 46 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995
(GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geandert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV.
NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung,

- der Selbstiberwachungsverordnung Abwasser (SUwVO Abw — GV. NRW. 2013, S.
602 ff. —), zuletzt gedndert durch Art. 20 des Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW.
2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung,

- des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBI. | 1997, S. 602),
zuletzt geéndert durch Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGBI. | 2016,
S. 1666), in der jeweils geltenden Fassung,

hat der Rat der Stadt Lichtenau am 11.05.2017 folgende Satzung beschlossen:

§1
Allgemeines

(1) Die Stadt Lichtenau betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung des Inhaltes der Grund-
sticksentwasserungsanlagen als offentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche
und wirtschaftliche Einheit.

(2) Grundstiicksentwéasserungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Gruben
und Kleinklaranlagen fur hausliches Schmutzwasser. Betreiber der Grundstiicksent-
wasserungsanlage ist der Grundstickseigentimer. Die Grundstlcksentwasserungs-
anlage ist gemafl § 60 WHG und § 56 LWG NRW nach den jeweils in Betracht kom-
menden Regeln der Technik zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten.

! In der Fassung der 1. Anderungssatzung vom 21.12.2018
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Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie Abfuhr und Behandlung der
Anlageninhalte. Zur Durchfihrung der Entsorgung kann sich die Stadt Lichtenau Drit-
ter als Erfullungsgehilfen bedienen.

§2
Anschluss- und Benutzungsrecht

Jeder Eigentimer eines im Gebiet der Stadt Lichtenau liegenden Grundstiickes ist
vorbehaltlich der Einschrankungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt Lich-
tenau die Entsorgung einer Grundstiicksentwasserungsanlage und die Ubernahme
des Inhaltes zu verlangen (Anschluss- und Benutzungsrecht).

Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinklaranlagen von der Entleerung ausge-
schlossen, bei denen die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden Klar-
schlammes auf Antrag der Stadt von der zustandigen Behdrde gemafd § 49 Abs. 5
Satz 2 LWG NRW auf den Nutzungsberechtigten des Grundstlicks Uibertragen worden
ist.

§3
Begrenzung des Benutzungsrechtes

Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das
aufgrund seiner Inhaltsstoffe,

1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschaftigten Mitarbeiter verletzt oder Geréte
und Fahrzeuge in ihrer Funktion beeintrachtigt oder

2. das in der offentlichen Abwasseranlage beschaftige Personal gefahrdet oder ge-
sundheitlich beeintrachtigt oder

3. die offentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren Betrieb, die
Funktionsfahigkeit oder die Unterhaltung gefahrdet, erschwert, verteuert oder be-
hindert oder

4. die Klarschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung beeintréchtigt oder
verteuert oder

5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so erheblich stort, dass dadurch die
Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten wer-
den kdnnen.

Eine Verdiinnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzu-

halten, darf nicht erfolgen.
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Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder anschlussberechtigte Grundstickseigentimer ist verpflichtet, die Entsorgung
der Grundsticksentwasserungsanlage ausschlie3lich durch die Stadt Lichtenau zuzu-
lassen und den zu entsorgenden Inhalt der Stadt Lichtenau zu Uberlassen (An-
schluss- und Benutzungszwang).

Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch fiir das in landwirtschaftlichen Be-
trieben anfallende hausliche Abwasser.

Die Stadt kann im Einzelfall den Grundstiickseigentiimer fur das in landwirtschaftli-
chen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang befreien, wenn die Voraussetzungen des 8 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW
vorliegen oder die Abwasserbeseitigungspflicht gemaf 8 49 Abs. 5 Satz 2 LWG NRW
gegeben sind. Hierzu muss der Grundstiickseigentiimer nachweisen, dass das Ab-
wasser im Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten Dingung auf landwirtschaftlich,
forstwirtschaftlich oder géartnerisch genutzten Bdden ohne Beeintrachtigung des
Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, na-
turschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht
wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrecht-
liche, naturschutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung der zustandigen Behorden vorlegt.

§5
Ausfuhrung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstiicksentwéasserungsanlage

Die Grundstiicksentwéasserungsanlage und die Zuwegung sind so zu bauen, dass die
Grundstiicksentwésserungsanlage durch die von der Stadt Lichtenau oder von beauf-
tragten Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand die
Entleerung durchfiihren kdnnen. Die Grundstlicksentwasserungsanlage muss frei zu-
ganglich sein, der Deckel muss durch eine Person zu 6ffnen sein.

Der Grundstiickseigentimer hat Mangel im Sinne des Abs. 1 nach Aufforderung der
Stadt zu beseitigen und die Grundstlicksentwasserungsanlage in einen ordnungsge-
mafen Zustand zu bringen.

§6
Durchflhrung der Entsorgung

Der Inhalt von Kleinklaranlagen ist bei einem Abfuhrbedarf, mindestens jedoch im
zweijahrigen Abstand zu entsorgen. Ein Abfuhrbedarf ist dann gegeben, wenn der
Schlammspeicher der Kleinklaranlage mindestens zu 50 % gefullt ist. Das Nichtvor-
liegen eines Abfuhrbedarfes ist durch den Grundstickseigentimer gegeniber der
Stadt durch Wartungsprotokoll (mit einer integrierten Schlammspiegel-Messung) ei-
ner von ihm beauftragten Wartungsfirma nachzuweisen. Liegt ein Abfuhrbedarf
nachweisbar nicht vor, so wird die Abfuhr grundsatzlich um ein Jahr verschoben.
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Nach Ablauf dieses Jahres wird durch die Stadt erneut gepruft, ob ein Abfuhrbedarf
besteht. Fur diese Prifung hat der Grundstiickseigentiimer der Stadt erneut ein aktu-
elles Wartungsprotokoll (mit integrierter Schlammspiegel-Messung) vorzulegen. Dar-
Uber hinaus hat der Grundstickseigentimer die Entleerung des Inhaltes der Klein-
klaranlage rechtzeitig mindlich oder schriftlich zu beantragen.

Abflusslose Gruben sind bei einem Abfuhrbedarf, mindestens aber einmal im Jahr zu
entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren
Speichervolumens angeflllt ist. Ist die abflusslose Grube mit einer Fllstandsanzeige
und einer Warnanlage ausgeriistet, so liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Gru-
be bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens angefiillt ist. Der Grundstiicksei-
gentimer hat die Entsorgung rechtzeitig miindlich oder schriftlich zu beantragen.

Auch ohne vorherigen Antrag und auf3erhalb des Entsorgungsplans kann die Stadt
den Inhalt der Grundsticksentwasserungsanlage entsorgen, wenn besondere Um-
stande eine Entsorgung erfordern oder die Voraussetzungen fiir eine Entsorgung vor-
liegen und ein Antrag auf Entsorgung unterbleibt.

Die Stadt bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie die Art und Weise der Entsorgung.

Zum Entsorgungstermin hat der Grundstiickseigentiimer unter Beachtung der Vorga-
ben in 8 5 Abs. 2 dieser Satzung, die Grundstiicksentwasserungsanlage freizulegen
und die Zufahrt zu gewéahrleisten.

Die Grundstiicksentwéasserungsanlage ist nach der Entleerung unter Beachtung der
Betriebsanleitung, der DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder
in Betrieb zu nehmen.

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Ubernahme in das Eigentum der Stadt Uiber. Die Stadt
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Lichtenau ist nicht verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenstanden zu suchen oder
suchen zu lassen. Werden Wertgegenstande gefunden, sind sie als Fundsache zu
behandeln.

8§87
Anmeldung und Auskunftspflicht

Der Grundstickseigentiimer hat der Stadt Lichtenau das Vorhandensein von Klein-
klaranlagen und abflusslosen Gruben anzuzeigen. Die fur die Genehmigung einer
derartigen Anlage vorhandenen baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften
bleiben unberihrt.

Der Grundsttickseigentimer ist verpflichtet, Gber § 7 dieser Satzung hinaus der Stadt
Lichtenau alle zur Durchfihrung dieser Satzung erforderlichen Auskunfte zu erteilen.

Erfolgt ein Eigentimerwechsel bei dem Grundstiick, so sind sowohl der bisherige als
auch der neue Eigentimer verpflichtet, die Stadt Lichtenau unverziglich schriftlich zu
benachrichtigen.
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§8
Entleerung der Grundstiicksentwasserungsanlagen und Betretungsrecht

Die Stadt Lichtenau hat gemal 8§ 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW die Pflicht, den
Klarschlamm aus Kleinklaranlagen sowie gemanR § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LWG NRW
das Abwasser aus abflusslosen Gruben zu entsorgen. Die Stadt kann hierzu auch
Dritte beauftragen (8 56 Satz 3 WHG). Den Bediensteten sowie den Beauftragten der
Stadt ist gemaR § 98 Abs. 1 LWG NRW zur Prifung der Einhaltung der Vorschriften
dieser Satzung, ungehinderter Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des Grund-
stucks und der Grundstiicksentwasserungsanlage zu gewdahren. Die Beauftragten
haben sich auf Verlangen durch einen Dienstausweis auszuweisen.

Der Grundstiickseigentiimer hat das Betreten und Befahren seines Grundstiicks zum
Zwecke der Entsorgung gemai § 98 LWG NRW zu dulden.

§9

Zustands- und Funktionsprifung bei privaten Abwasserleitungen, die Schmutz-

1)

(@)
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wasser den Grundsticksentwéasserungsanlagen zuleiten

Fur die Zustands- und Funktionspifung bei privaten Abwasserleitungen, die
Schmutzwasser privaten Grundstlicksentwasserungsanlagen (Kleinklaranlage, ab-
flusslose Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur Selbstiberwachung von Abwasser-
anlagen (Selbstiberwachungsverordnung Abwasser — SUwVO Abw NRW). Private
Abwasserleitungen sind gemaf den 88 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW, § 8
Abs. 1 SUwVO Abw NRW so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen
an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehort auch die ordnungs-
gemale Erfullung der Abwasseriiberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW gegeniiber
der Stadt.

Zustands- und Funktionsprifungen an privaten Abwasserleitungen dirfen nur durch
anerkannte Sachkundige gemal § 12 SiwVO Abw NRW durchgefuihrt werden.

Nach § 7 Satz 1 SGwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzuganglich verlegte pri-
vate Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit
diesem vermischten Niederschlagswasser einschliel3lich verzweigter Leitungen unter
der Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebaudes ohne Keller sowie zuge-
horige Einsteigeschachte oder Inspektionséffnungen zu prifen. Ausgenommen von
der Prifpflicht sind nach § 7 Satz 2 SiwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die der al-
leinigen Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten
Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt
wird.

Fur welche Grundsticke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionspri-
fung bei privaten Abwasserleitungen durchzufiihren ist, ergibt sich aus den 88 7 bis 9
SiwVO Abw NRW. Nach § 8 Abs. 2 SiwVO Abw NRW hat der Eigentimer des
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Grundstiicks bzw. nach § 8 Abs. 6 SuwVO Abw NRW der Erbbauberechtigte private
Abwasserleitungen, die Schmutzwasser fiihren, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer
wesentlichen Anderung unverziglich von Sachkundigen nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik auf deren Zustand und Funktionstlchtigkeit prifen zu
lassen. Die Prufpflicht und Pruffristen flr bestehende Abwasserleitungen ergeben
sich im Ubrigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SiiwVO Abw NRW. Legt die Stadt dariiber
hinaus durch gesonderte Satzung gemaf § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Pruf-
fristen fest, so werden die betroffenen Grundstiickseigentiimer bzw. Erbbauberechtig-
ten durch die Stadt hieriiber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Be-
ratungspflicht (8§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die
Stadt Satzungen nach altem Recht gemal § 46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW fortfuhrt.

Zustands- und Funktionsprifungen missen nach 8§ 9 Abs. 1 SUwVO Abw NRW nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgefiihrt werden. Nach § 8 Abs.
1 Satz 4 SUwVO Abw NRW gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als all-
gemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SUwVO Abw NRW keine abwei-
chenden Regelungen trifft.

Nach 8§ 9 Abs. 2 Satz 1 SiwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und Funk-
tionsprifung in einer Bescheinigung gemaf Anlage 2 der SuwvVO Abw NRW zu do-
kumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in 8§ 9 Abs. 2 Satz 2 SiwVO Abw
NRW genannten Anlagen beizufigen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der
Stadt durch den Grundstuckseigentimer oder Erbbauberechtigten (8 8 Abs. 2 bzw.
Abs. 6 SUWVO Abw NRW) unverziglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen,
damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt erfolgen kann.

Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktions-
tlchtigkeit gepruft worden sind, bedirfen nach § 11 SiwVO Abw NRW keiner erneu-
ten Prifung, sofern Prifung und Prifbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prifung
geltenden Anforderungen entsprochen haben.

Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsétz-
lich aus § 10 Abs. 1 SuwVO Abw NRW. Uber mogliche Abweichungen von den Sa-
nierungsfristen in § 10 Abs. 1 SUwVO Abw NRW kann die Stadt gemaf § 10 Abs. 2
Satz 1 SGiwVO Abw NRW nach pflichtgemafRen Ermessen im Einzelfall entscheiden.

§ 10
Haftung

Der Grundstiickseigentiimer haftet fir Schaden in Folge mangelhaften Zustandes
oder unsachgemafer Benutzung seiner Grundstiicksentwasserungsanlage oder Zu-
wegung. In gleichem Umfang hat er die Stadt Lichtenau von Ersatzanspriichen Dritter
freizustellen, die wegen solcher Schaden geltend gemacht werden.

Kommt der Grundsttickseigentimer seinen Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht
oder nicht ausreichend nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er
zum Ersatz verpflichtet.
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Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen hdherer Gewalt nicht oder
nicht rechtzeitig durchgefiihrt werden, hat der Grundstuckseigentimer keinen An-
spruch auf Schadensersatz oder ErmaRigung der Benutzungsgebiihr. Im Ubrigen haf-
tet die Stadt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.

§11
Benutzungsgebihren

Die Stadt Lichtenau erhebt fiir die Entsorgung der Grundsticksentwasserungsanla-
gen Benutzungsgebuhren nach MaRRgabe des Kommunalabgabengesetzes NRW und
den Bestimmungen dieser Satzung.

Mal3stab fir die Benutzungsgebihr ist fur die Entsorgung

a) der Kleinklaranlagen die an der MeReinrichtung des Entsorgungsfahrzeuges fest-
gestellte Abfuhrmenge (cbm). Zur Abfuhrmenge gehért auch das zum Absaugen
erfoderliche Spilwasser.

b) der abfluBlosen Gruben die Menge der Abwasser, die der abfluBlosen Grube zuzu-
fuhren sind. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter Wasser. Im tbrigen gelten die
Bestimmungen des 8§84 Abs.5 der Abwassergebihrensatzung zur Entwasse-
rungssatzung der Stadt Lichtenau in der jeweils glltigen Fassung.

Ist fir eine ordnungsgemalfe Entsorgung der Einsatz eines zuséatzlichen Saug- und
Spulfahrzeuges notwendig, so ist daflir eine gesonderte Geblhr zu entrichten. Die
Gebulhr wird nach dem Zeitaufwand zwischen Ankunft und Abfahrt des Saug- und
Spulfahrzeuges berechnet.

Fur eine erfolglose Anfahrt trotz vorheriger Benachrichtigung ist eine Gebuhr zu er-
heben.

Bei jeder Entsorgung ist die Menge des entleerten und abzufahrenden Grubeninhal-
tes und ggf. die Zeitdauer des Einsatzes des Zusatzfahrzeuges zu ermitteln und vom
Grundstuckseigentimer oder dessen Beauftragten zu bestatigen. Falls der Grund-
stiickseigentimer seinen Verpflichtungen gemafl § 6 nicht oder nicht ausreichend
nachkommt und sich hieraus Mehraufwendungen ergeben, ist er zum Ersatz der
hierdurch bedingten Mehrkosten verpflichtet.

8§12
Gelhrensatz

Die Benutzungsgebuhr fir die Entsorgung von Grundstiicksentwésserungsanlagen be-
tragt:

a) fur Kleinklaranlagen 60,80 €/m3
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b) fur abfluBlose Gruben 18,16 €/m3

8§13
Gebuhrenpflicht, Veranlagung, Félligkeit

(1) Die Gebuhrenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme der Einrichtung zur Entsor-
gung der Entwasserungsanlage. Sie endet mit dem Wegfall der Benutzung dieser
Einrichtung.

(2) Gebuhrenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entsorgung der jeweiligen Grundstick-
sentwasserungsanlage Eigentimer des Grundstiicks ist. Mehrere Gebuhrenpflichtige
haften als Gesamtschuldner.

(3) Die Veranlagung zur Benutzungsgebihr wird dem Gebuhrenpflichtigen durch einen
Gebuhrenbescheid bekanntgegeben. Die Gebiihr wird einen Monat nach Bekanntga-
be des Gebuhrenbescheides fallig.

§14
Berechtigte und Verpflichtete

Die sich aus dieser Satzung fir den Grundstickseigentiimer ergebenden Rechte und
Pflichten gelten entsprechend auch flr Wohnungseigentimer, Erbbauberechtigte und
sonstige zur Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigte. Die sich aus den 88 3, 4, 5, 6
sowie 8 und 9 ergebenden Pflichten gelten auch fir jeden schuldrechtlich zur Nutzung
Berechtigten sowie jeden tatsachlichen Benutzer.

§15
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrlassig
a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des 8 3 entspricht,
b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschliel3t oder sie nicht benutzt,
c) Grundsticksentwasserungsanlagen nicht den Anforderungen des 8 5 Abs. 1 be-
treibt und unterhalt oder einer Aufforderung der Stadt nach 8§ 5 Abs. 2 zur Beseiti-

gung der Mangel nicht nachkommt,

d) entgegen 8 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht oder nicht rechtzeitig bean-
tragt,

e) entgegen 8 6 Abs. 5 die Grundsticksentwasserungsanlage nicht freilegt oder die
Zufahrt nicht gewabhrleistet,
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f) entgegen 8§ 6 Abs. 6 die Grundstucksentwéasserungsanlage nicht wieder in Betrieb
nimmt,

g) seinen Auskunfts- und Mitteilungspflichten nach § 7 nicht nachkommt,
h) entgegen § 8 Abs. 1 den Zutritt nicht gewahrt,
i) entgegen § 8 Abs. 2 das Betreten und Befahren seines Grundstiicks nicht duldet.

J) entgegen 8 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung uber das Ergebnis der Zustands-
und Funktionsprifung nicht vorlegt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe bis zu 1.000 € geahndet werden (8
7 Abs. 2 GO NRW i.V.m § 17 OWIG).

8§16
Begriff des Grundstlicks

Grundstick im Sinne dieser Satzung ist unabhangig von der Eintragung im Grundbuch
jeder zusammenhangende Grundbesitz, der eine selbstandige wirtschaftliche Einheit bil-
det.

§17
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Satzung vom 11.06.1990 aul3er Kraft.

Hartmann Tegethoff
Burgermeister Schriftfihrerin



	Satzung0F
	Allgemeines
	(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe,
	(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen.
	Anmeldung und Auskunftspflicht
	(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € geahndet werden (§ 7 Abs. 2 GO NRW i.V.m § 17 OWiG).
	Begriff des Grundstücks
	Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 11.06.1990 außer Kraft.

